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Ergebnisse der Basiserhebung 

Zwischen November 2006 und Juni 2007 wurde eine Basiserhebung aller geltenden 

Rechtsvorschriften durchgeführt, die Informationsverpflichtungen für Unternehmen 

enthalten. Für 5687 Informationsverpflichtungen, die aus 561 Rechtsvorschriften 

erwachsen wurden die Verwaltungskosten für Unternehmen gemessen. Die Summe 

der erhobenen Verwaltungslasten belief sich auf 4,31 Mrd. EUR. 

 

Einsparungen nach Bundesministerien 

Im Ministerrat vom 28.11.2007 wurden auf Basis der erhobenen Verwaltungslasten 

von 4,31 Mrd. EUR die ressortspezifischen Reduktionsziele festgelegt. Einheitlich 

für alle Ressorts sollen bis 2010 die Verwaltungslasten, die ihren Ursprung auf 

nationaler Ebene haben, um 25% gesenkt werden. Für Belastungen, die sich aus EU-

Rechtsvorschriften ergeben, soll dieses Ziel bis 2012 erreicht werden. 

 

Die unten stehende Grafik zeigt sowohl Ausgangsbasis als auch Gesamteinsparung 

für jedes Ministerium. 
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Alle Ministerien tragen so gemeinsam zu einer Entlastung der österreichischen 

Wirtschaft um mehr als 1 Milliarde EUR bei. 
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Dieses Infoblatt ist ein Produkt der Wirtschaftskammer Österreich. 

Diese Information finden Sie im Internet unter http://wko.at/verwaltungskostensenken. 

Auch wenn aus Gründen der Textautonomie zum Teil auf weibliche Formen verzichtet wurde, beziehen sich alle 

personenbezogenen Formulierungen auf weibliche und männliche Personen. 

Es wird darauf verwiesen, dass alle Angaben trotz sorgfältigster Bearbeitung ohne Gewähr erfolgen  

und eine Haftung des Autors oder der Wirtschaftskammer Österreich ausgeschlossen ist. 

 

 

 

 
Die Wirtschaftskammer Österreich ist Kooperationspartner des 
Bundesministeriums für Finanzen bei der Initiative 
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